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(Ar. 12493.) Geſetz, betreffend die weitere Beteiligung Preußens an der Oſtpreußenwerk⸗Aktiengeſellſchaft. 
Vom 26. April 1923. | | 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt: N | 
a) ſich durch Übernahme weiterer Aktien im Höchſtbetrage von 200 Millionen Mark — zwei— 

X hundert Millionen Mark — an der Oſtpreußenwerk⸗Aktiengeſellſchaft zu beteiligen mit 

der Maßgabe, daß das Aktienkapital auf 609 Millionen Mark erhöht wird und daß 

Reich und Provinz je den gleichen Betrag am Aktienkapital übernehmen; 

der Oſtpreußenwerk⸗Aktiengeſellſchaft für den Bau elektrizitätswirtſchaftlicher Anlagen in 

der Provinz Ostpreußen und den ehemaligen Gebieten der Provinz Weſtpreußen ein 

weiteres unkündbares verzinsliches Darlehn von 550 Millionen Mark — fünfhundertfünfzig 

Millionen Mark — zu gewähren, ſofern ihr das Reich für den gleichen Zweck ein 

ſolches Darlehn in gleicher Höhe gewährt; 

e) einen weiteren Betrag von 4250 Millionen Mark — viertauſendzweihundertfünfzig 
Millionen Mark — für die Oſtpreußenwerk-Aktiengeſellſchaft je nach dem Fortgange 
der Arbeiten bereitzuſtellen mit der Maßgabe, dieſe Summe entweder ganz zur weiteren 
Erhöhung des Aktienkapitals oder zum Teil auch als verzinsliches Darlehn zu verwenden; 

d) für den Ausbau des Mittelſpannungsnetzes in Maſuren, jedoch nach, noch zu treffender 
näherer Entſcheidung ein verzinsliches und unkündbares Darlehn von 200 Millionen Mark 
— zweihundert Millionen Mark — bereitzuſtellen; 

e) gemeinſam mit dem Reiche und der Provinz Oſtpreußen im Verhältnis ihrer Beteiligung 
am Aktienkapital die Bürgſchaft für Ausgabe von Teilſchuldverſchreibungen des Oſt⸗ 
preußenwerkes bis zum weiteren Betrage von 30 Milliarden Mark — dreißig Milliarden 
Mark zu übernehmen. 


& 


9 2. 
a) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § la bis e erwähnten Auf 
wendungen eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden über- 
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tragen. Die Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihe⸗ 
zweck aufgenommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der 
geſamten Staatsſchuld oder zur Verwendung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als 
erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte 
Anleihen verrechneten Beträge anzuſetzen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. i 

(3) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. N a 

(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 5 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dei die Umlauffähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


§ 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 26. April 1923. 5 N 
| Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Siegel.) Braun, v. Richter. Siering. 
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